
, Deshalb hat sich Bundesbankpräsident 
t K arl Otto Pöhl nach dem jüngsten Zen- 
•tralbankratsbeschluß m it Diskonterhöhung 
ausdrücklich auch an die „internationale

Oberverwaltungsgericht entschied- Schwarzer Peter Öffentlichkeit" gewandt: Mit der zins-
erhöhung „muß die D-M ark auch in Zu-

In Limburgerhof wi

Von unserem Redaktionsmitglied 
WALTER LÖCKEL

LUDWIGSHAFEN. - Ein D reiviertel
ja h r  w ährte die Freude der Sozialdemo
kraten über jenes Eigentor, m it dem sich 
die Christdemokraten selbst aus dem R at
haus der vorderpfälzischen Gemeinde 
Limburgerhof herausgeschossen hatten. 
Im Mai müssen die L im burgerhofer er
neut an die Urnen: Nicht die CDU sei 
schuld an der W ahlpanne, die ih ren U r- _ 
Sprung darin hatte, daß auf dem c n tT-~ 
W ählvorschlag fünf^'Unterschriften fehl
t en. sonqem IB er örtliche WahlieiTer, der 
sich einen „erheblichen Verstoß“ gegen 
dlfer Wahl Vorschriften des Kommunal- 
waKIgesetzes ’ habe zuschulden kommen 
lassen, stellte das Oberverwaltungsgericht 
in Koblenz jetzt fest.

Schon die Kreisverwaltung Ludwigsha
fen am Rhein als zuständige Aufsichtsbe
hörde hatte mit Bescheid vom 13. Septem
ber 1979 die Gemeinderatswahl Lim bur
gerhof vom 10. Juni 1979 für ungültig e r
k lärt und zugleich eine W iederholungs
wahl angeordnet. Aber die Gemeinde 
hatte am 31. Oktober m it Erfolg gegen die 
Auffassung der Kreisverwaltung geklagt, 
der Wahlleijter bzw. sein Beauftragter 
„hätten es in pflichtwidriger Weise u n te r
lassen, auf die Beibringung der.fehlenden 
Unterschriften bei der Vorschlagsliste der 
CDU hinzuweisen“. Das Verwaltungsge
richt Neustadt an der W einstraße hob die 
Verfügung der K reisverw altung auf und 
stellte seinerseits fest, daß weder der 
W ahlleiter noch sein B eauftragter eine 
Pflichtverletzung begangen hätten  und die 
fehlenden Unterschriften „allein dem 
Verantwortungsbereich der CDU“ anzula
sten seien.

sen der CDU ab, und voi kunft als eine harte  W ährung angesehen

ipital herab
7^Mai~~1979 schien es, als werden", sie soll „zu einer marktmäßigen 
die Wahl vom 10. Jun i sct Finanzierung des deutschen Leistungs- 
vor die U rnen geöffnet wü

Die V ertreter der CD1 
w arfen dem Gemeindeanl 
müller, wie in der Kobl*

Ä Ä m N ldrt^dSpew innaussicht besser werden
So habe er am Spätnachn _
also nach Dienstschluß Durch die „ordentliche“ K apitalherab- 
gründung), einem Bekan setzung wird zugleich der Verlustvortrag 
„Heute haben w ir es dem von 210 Mill. DM beseitigt. Da außerdem 
womit die^CDIJ gem eint g die Rücklagen von 235 auf 260 Mill. DM

erhöht werden, verspricht sich die Kon-O berverwaltungsgericht 
strittenen Vorgänge jedoc
tig t’ w 2 i' dVrTorsftze'nde zem führung künftig eine Erleichterung 
sor Dr. Bickel dem Vet 1973/74 erfolgte.der Zahlung von D ividend^ die letztmalig
streit eine ganz andere We

Alle diese angeschni Die fü r den 2. Mai angesetzte H auptver- 
könnten unberücksichtigt Sammlung muß m it 75 Prozent des „ver- 
Bürgerm eister als Wahl, tretenen G rundkapitals“ die Zustimmung 
obliegenden Sorge fü r ei zu diesem Konzept geben, 
mäße Vorbereitung und Di 
Wahl nicht nachgekomme 
von ihm erlassene örtlich« -------1 IlSISlSlI

In der Gemeinde Limburgerhof, m itten 
im W ahlkreis des CDU-Bundesvorsitzen- 
den Helmut Kohl, hatte sich knapp einen 
Monat vor der Kommunalwahl folgendes 
zugetragen: Die bis dahin m it absoluter 
M ehrheit im Gemeinderat „regierenden“ 
Christdem okraten hatten ihren W ahlvor
schlag schon frühzeitig parteioffiziell auf
gestellt. Einen Tag vor der letzten Abga
befrist, am 6. Mai 1979, traf man sich nach 
dem Gottesdienst im Pfarrheim  zum 
Frühschoppen, um noch einmal alles zu 
besprechen. Tags darauf gab dann Frau 
Eisele, die Ehefrau des damaligen und an 
diesem Tage erkrankten  Ersten Beigeord
neten der Gemeinde Limburgerhof, den 
CDU-Wahl Vorschlag um 14.22 Uhr, genau 
158 M inuten vor Ablauf der E inrei
chungsfrist, bei dem Gemeindeangestell
ten Steinm üller ab. Der Angestellte w ar 
vom Bürgerm eister mit der Führung der 
laufenden W ahlgeschäfte beauftragt wor
den, da der Bürgerm eister an einer K reis
ausschußsitzung teilnahm. Als der Ge
meindeangestellte das Fehlen der fünf e r
forderlichen U nterschriften auf dem 
CDU-W ahlvorschlag bem erkte, versuchte 
e r ab 15.08 Uhr wiederholt ohne Erfolg, 
den Vertrauensm ann der CDU oder des
sen S tellvertreter telefonisch zu verstän
digen. So lief die U hr gegen die In teres-
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